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Mehr Strafrecht – und alles wird gut?

2015 hat sich der Gesetzgeber in einen wahren Inkriminierungsrausch gesteigert: Auf mindes-
tens neun Gebietenwurden neue Strafnormen verabschiedet oder bestehende ausgebaut. Das
Spektrum reicht vom Besuch kinder- und jugendpornographischer Veranstaltungen (§ 184e
Abs. 2 StGB) çber das Sammeln von Vermægenswerten zur Finanzierung terroristischer Aktivi-
tåten (§ 89c StGB), die Suizidfærderung (§ 217 StGB) und das Selbst-Doping von Sportlern (§ 4
Anti-Doping-Gesetz) bis zur Datenhehlerei (§ 202d StGB). Und es ist kein Ende abzusehen. Im
Jahre 2016 wurde die Korruption im Gesundheitswesen unter Strafe gestellt (§§ 299a, 299b
StGB), und weitere Pfeile sind im Kæcher: Manipulation von Sportwettkåmpfen, die Umgestal-
tungdersexuellenNætigung(»NeinheißtNein«) samtAusdehnungderStrafbarkeitaufdiebloße
Zugehærigkeit zu einer »bedrångenden« Gruppe, Erweiterung des Anwendungsbereichs des
Verbots von Stalking und ein strafrechtliches Verbot von ungenehmigten Autorennen. Da der
Bundestagswahlkampf heranrçckt, ist damit zu rechnen, dass diese Vorhaben und vielleicht
noch weitere in aller Schnelle umgesetzt werden.

Fçr manche der Neu-Inkriminierungen gibt es gute Grçnde. Legitim sind Ausdehnungen des
Strafrechts dann, wenn anerkannt schutzbedçrftige Interessen neuen Angriffsformen durch
technologische Neu-Entwicklungen ausgesetzt sind. Manchmal werden auch genuine
»Schutzlçcken« entdeckt, die zu einer ungerechtfertigten Ungleichbehandlung sehr åhnlicher
Schådigungshandlungen durch das Strafrecht fçhren. So war beispielsweise nicht zu begrçn-
den, weshalb die Bestechlichkeit, die fçr jeden Amtstråger strafbar ist, bei Abgeordneten
weitgehend straflos bleiben sollte; insofern war die Erweiterung von § 108e StGB nicht nur
legitim, sondern zur Herstellung von Gleichheit sogar geboten.

Aber die meisten Resultate der legislatorischen Hyper-Aktivitåt beruhen auf anderen Erwågun-
gen.ManchmalmæchtederGesetzgeberdurcheineErweiterungdesstrafbarenBereichsnurdas
eigentlich gemeinte, schon zuvor unter Strafe stehende Verhalten leichter beweisbar machen;
manchmal gibt er demWunsch einer starken Lobby nach plakativer Hervorhebung eines ihr am
Herzen liegenden Anliegens nach (so bei § 226a StGB – Genitalverstçmmelung – und § 237
StGB–Zwangsheirat).Meist liegtderErweiterungdesStrafrechtsaberdieSehnsucht vielerMen-
schen nach Sicherheit in einer verstærend unsicher gewordenenWelt zugrunde. Politische Par-
teien jeder Couleur mæchten diesem – verståndlichen, aber leider irrationalen – Sicherheits-
bedçrfnis mittels einer kostengçnstigen Læsung entgegenkommen: durch den Erlass von Straf-
gesetzen. Damit wird suggeriert, dass die Probleme verschwinden, wenn man ihre Symptome
mæglichst weitråumig unter Strafe stellt (Beispiel: § 89c StGB). Verschwiegen wird, dass das
Strafrecht zur Læsung von sozialen Problemen und Konflikten nicht viel taugt. Im Erlass einer
Strafvorschrift manifestiert sich die Empærung der »Gutgesinnten«; aber die Tatsachen verån-
dern sich dadurch nicht, vor allem, wenn die neuen, oft nachlåssig formulierten Vorschriften
nichtangewandtwerden (kænnen). Sogabes imJahre2014nurknapp200Verurteilungennach
§ 238 StGB, dem 2007 als großen gesellschaftlichen Fortschritt gepriesenen Tatbestand der
Nachstellung. So schafft die bloß symbolischeGesetzgebung dreifachen Schaden: Freiheitwird
eingeschrånkt, die betroffenen Opfer werden durch das Anwendungsdefizit erneut frustriert,
und die normstabilisierendeWåhrung des Strafrechts wird durch Inflation entwertet.

Manmuss sich vielleicht damit abfinden,dassdaskriminalpolitischeKlimamitderabnehmenden
Kohårenz derGesellschaft repressiver und intoleranterwird unddass sich dies auch in parlamen-
tarischen Entscheidungenniederschlågt.Dass Strafrechtultima ratio imKampf gegen sozial stæ-
rendes Fehlverhalten sein soll, ist nur ein – als solches nicht justiziables – Postulat, das sich nicht
leicht in praktischeGesetzgebungspolitik umsetzen låsst. Aber es bleiben als Korrektive die aner-
kannten Elemente des Verhåltnismåßigkeitsgrundsatzes: Strafgesetzemçssen einen definierba-
ren legitimen Zweck haben, sie mçssen zu seiner Verwirklichung geeignet sein und sie dçrfen
nicht disproportional in die Freiheit der Bçrger eingreifen. Ûber diese Voraussetzungen sollte der
Gesetzgeber –generell und imEinzelfall – nachdenken.Vielleicht kænnteeshelfen,wennsichder
Bundestag zu diesem Zweck eine Auszeit von der Strafgesetzgebung gænnenwçrde.
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